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Text und Begründung:
Seit dem 1. August 2025 gilt an den Aargauer Schulen ein Handyverbot. Die einheitliche Regelung soll den sozialen Austausch fördern, Cyberbullying entgegenwirken und den Schülerinnen und Schülern ermöglichen, sich im Unterricht ungestört auf das Lernen zu konzentrieren.
Andere Länder gehen beim Schutz von Jugendlichen vor den potenziell schädlichen Auswirkungen der digitalen Welt noch weiter. Australien und Frankreich haben Massnahmen ergriffen, um die Nutzung sozialer Netzwerke durch unter 16-Jährige einzuschränken, andere Länder zeihen nach. Auch in der Schweiz wird diese Frage zunehmend diskutiert. Eine Umfrage von Bildung Aargau zeigt, dass sich 79,5 Prozent der über 1’500 befragten Mitglieder für ein Social-Media-Verbot für unter 16-Jährige ausspricht.
Die Diskussion über solche Einschränkungen ist Ausdruck der wachsenden Sorge über die Auswirkungen einer intensiven Nutzung sozialer Medien auf Jugendliche. Studien bringen diese unter anderem mit psychischen Belastungen, Schlafproblemen sowie einer Beeinträchtigung von Konzentration und Lernerfolg in Verbindung. Gleichzeitig stellt sich die Frage, wie Kinder und Jugendliche die Chancen der digitalen Welt nutzen können, ohne dabei deren Risiken schutzlos ausgesetzt zu sein.

Vor diesen Hintergründen bitten die Interpellantinnen und Interpellanten den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

Wie beurteilt der Regierungsrat die gesundheitlichen und sozialen Auswirkungen der Nutzung von Social Media durch Kinder und Jugendliche im Kanton Aargau?
Liegen dem Regierungsrat Erkenntnisse darüber vor, wie stark Schülerinnen und Schüler im Aargau von Problemen wie Cybermobbing, Schlafmangel, Konzentrationsproblemen oder psychischen Belastungen im Zusammenhang mit Social Media betroffen sind?
Wie beurteilt der Regierungsrat die unterschiedlichen Ansätze im Ausland, insbesondere Einschränkungen der Social-Media-Nutzung für unter 16-Jährige? Lassen sich daraus Erkenntnisse für den Kanton Aargau gewinnen?
Welche konkreten Massnahmen ergreift der Kanton Aargau bereits, um Kinder und Jugendliche vor den negativen Auswirkungen von Social Media zu schützen? Sind diese aus Sicht des Regierungsrats ausreichend?
Wie beurteilt der Regierungsrat die Forderung nach einem Mindestalter von 16 Jahren für die Nutzung sozialer Netzwerke? 
Kann sich der Regierungsrat vorstellen, sich bei den anderen Kantonen, resp. beim Bund für eine Social-Media Regelung für unter 16-jährige einzusetzen? 
Sind die bestehenden Angebote und Unterrichtsinhalte im Bereich Medienkompetenz ausreichend, um Schülerinnen und Schüler für Suchtmechanismen, Algorithmen, Cybermobbing, Fake News und problematische Inhalte zu sensibilisieren?
Die Hauptverantwortung liegt bei den Eltern. Welche Möglichkeiten sieht der Kanton, Eltern bei der Begleitung ihrer Kinder im Umgang mit Social Media stärker zu unterstützen?
Welchen Mehrwert wird bezüglich der Thematik das geplante Kinder- und Jugendhilfe Gesetz mit seinen Elementen wie Frühförderung und niederschwellige Unterstützung schaffen?
Welche Tendenzen beobachtet die Kinder- und Jugendpsychiatrie und welche Massnahmen empfiehlt sie?
Welche Massnahmen ergreift die FHNW in den Studiengängen der Lehrberufe, der Sozialen Arbeit und der Psychologie, um das Fachpersonal adäquat vorzubereiten?
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